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� KKiieell  -- Von der Bundesre-
gierung wurden eine Ver-

schärfung der Mietpreisbremse
und ein Schutz vor überzogenen
Modernisierungsmieterhöhun-
gen beschlossen. Doch was be-
deutet das für Schleswig-Hol-
stein? 
Die Kappungsgrenze, die seit 1.
Dezember 2014 in Kraft ist, läuft
Ende 2019 aus, wenn die Verord-
nung nicht verlängert wird. Sie
bewirkt aber nur in wenigen
Städten Schleswig-Holsteins,
dass die Grundmiete bei allge-
meinen Mieterhöhungen nicht
um mehr als 15 Prozent steigen
soll. Seit diesem Jahr gilt dies
auch auf dem engen Wohnungs-
markt in Kiel. Viele Gemeinden
wie auch Lübeck und Flensburg
an der Ostseeküste und die meis-
ten in der Metropolregion Ham-
burgs sowie in den Bäderge-
meinden an der Nordsee haben
diesen Schutz nicht. 
Gleiches gilt für die Mietpreis-
bremse, die verhindern müsste,
dass die Mieten bei Neuvermie-
tung mehr als zehn Prozent über
dem allgemeinen Preisniveau
liegen. Die Verordnung gilt seit
dem 1. Dezember 2015 und läuft
Ende 2020 aus, wenn sie vom
Land nicht verlängert wird.
Dann wären die Mieter in den
zwölf bzw. 15 Gemeinden wieder
ungeschützt hohen Preissteige-
rungen bei der Wohnungssuche
und in ihrer jetzigen Wohnung
ausgesetzt. Die von der Bundes-
regierung angestrebte Aus-
kunftspflicht von Vermietern ist
völlig unzureichend. Wenn Ver-
mieter dagegen verstoßen, bleibt
das für sie ohne Folgen.
Und was bedeutet die Verbesse-
rung des Bundesgesetzes bei Mo-
dernisierungsmieterhöhungen?
Die Vertreter der Vonovia haben
in Gesprächen mit dem Kieler
und dem Lübecker Mieterverein
unmissverständlich erklärt, dass
sie weiter modernisieren wer-
den: „... auf der Basis des Geset-
zes ...“ Also dürfen die Mieterin-

Bezahlbare Wohnungen fehlen – Neubau zu teuer

nen und Mieter sicher sein, dass
weiter Forderungen von 200
Euro und mehr in der Spitze auf
dem Tisch liegen: Die Bundesre-
gierung will die Kappung der
Modernisierung erst bei drei
Euro pro Quadratmeter anset-
zen. Die Senkung der umlagefä-
higen Investitionskosten von
bisher elf auf acht Prozent be-
deutet im Übrigen immer noch,
dass die Umbauten zu vielleicht
zwei bis drei Prozent auf dem Ka-
pitalmarkt finanziert werden,
die Mieter aber das Drei- bis Vier-
fache bezahlen werden. 
Das „Geschäft“ rechnet sich für
Finanzinvestoren wie die Von-
ovia und andere, die Umsatzstei-
gerungen um zehn Prozent pro
Jahr und mehr bilanzieren. Des-
halb gehen auch die Verkäufe
preiswerter Wohnungen in
Schleswig-Holstein weiter. Zur
Vonovia gehört nun auch die BU-
WOG, was zu einer weiteren Ver-
einheitlichung der Vorgehens-
weise bei bisher ehemals preis-
werten öffentlich geförderten
Wohnungen führen wird. Und
der Immobilienkonzern Adler
Real Estate hat einen Mehrheits-
anteil an den über 11.000 Woh-
nungen der BCP gekauft, von de-
nen über 1.000 in Kiel liegen. Dort
gab es offenbar im Zuge des Ver-
kaufs Mieterhöhungen, da Adler
mit über 20 Millionen erhöhten
Gewinnen aus der Miete kalku-
liert. Auch hier gilt in Schleswig-
Holstein: Die Spirale der Moderni-
sierungsmieterhöhungen muss
wirksam gestoppt werden. Buß-
gelder bei erkanntem Hinausmo-
dernisieren sind wenig effektiv,

setzen sie doch viel zu spät an.
Wir fordern vom Land Schles-
wig-Holstein, dass es die Anzahl
der betroffenen Gemeinden bei
der Kappungsgrenze und der
Mietpreisbremse an die Realität
anpasst und den vorübergehen-
den Schutz sicherstellt.
In den Gemeinden müssten jähr-
lich 6.000 neue bezahlbare Woh-
nungen entstehen, die öffentli-
che Förderung des Landes sieht
nur 1.600 Wohnungen vor. Und
2017 wurden in ganz Schleswig-
Holstein nur 4.760 Wohnungen
in klassischen Mehrfamilien-
häusern fertiggestellt, wobei der
Anteil an Eigentumswohnungen
für den preiswerten Mietensek-
tor noch abgezogen werden
muss. Dabei fallen jedes Jahr

mehrere Tausend Wohnungen
aus der öffentlichen Bindung.
Von zurzeit noch etwas über
40.000 preiswerten Wohnungen
bei circa 350.000 bedürftigen
Haushalten fehlt ein radikales
Umdenken: Nur wirksame
städtebauliche Vorgaben durch
die Wahrnehmung von Sat-
zungsrechten können dafür sor-
gen, dass nicht teure neue
Wohnquartiere entstehen wie
bei der Feuerwache oder dem
Schlossquartier in Kiel mit An-
fangsmieten von elf oder 13
Euro. Bisher wird dabei ver-
kannt, dass die Einkommen der
Schleswig-Holsteiner deutlich
unter dem Bundesdurchschnitt
liegen. Und was sagt der Durch-
schnitt einer Tabelle anderes
aus, als dass eine große Zahl von
Einkommen deutlich niedriger
liegt: Welche Mieten sich bei mo-
natlichen Einkommen von 2.000
Euro bezahlen lassen, lässt sich
unschwer ausrechnen. Oder ha-
ben Sie in der Nachbarschaft ei-
ne leerstehende Wohnung in an-
gemessener Qualität von 500
Euro warm in erreichbarer Ent-
fernung von Arbeitsplätzen?     �
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� Der Kieler Mieterverein hat
in seiner diesjährigen Mit-

gliederversammlung unter an-
derem auch einige Satzungsän-
derungen beschlossen.
Es ist eigentlich selbstverständ-
lich und wurde nun so auch be-
schlossen: Eine Beratung durch
den Mieterverein kann grund-

Mieterverein Flensburg
Jahreshauptversammlung

Der Mieterverein Flensburg lädt alle Mitglieder herzlich zu seiner 
Jahreshauptversammlung am 21. November 2018, um 19.00 Uhr im
Sitzungsraum des Mietervereins, Rote Straße 14, Flensburg, ein. 

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Bericht des Vorstandes
3. Kassenbericht
4. Bericht der Revisoren
5. Aussprache zu den Berichten
6. Entlastung des Vorstandes
7. Wahlen
a) 2.Vorsitzende/r
b) Kassenwart/in

8. Verschiedenes

Bitte bringen Sie Ihren Mitgliedsausweis zur Versammlung mit.
Der Vorstand

Ich unterstütze die Volksinitiative von Mieterbund und SoVD für die Aufnahme eines Rechts auf 
angemessenen Wohnraum in die Landesverfassung von Schleswig-Holstein.

Name, Vorname, Geburtsdatum

PLZ, Ort, Straße/Nr.

Datum, Unterschrift 

Rücksendung bitte an: Mieterbund Schleswig-Holstein, Eggerstedtstraße 1, 24103 Kiel

Hinweis: Bitte ergänzen Sie die Angaben vollständig, da sich nur identifizierbare wahlberechtigte 
Schleswig-Holsteiner wirksam beteiligen können. 

©

Volksinitiative für bezahlbaren Wohnraum
��KKiieell  --Wir haben in der letzten Ausgabe der MieterZeitung über die „Volksinitiative für bezahlbaren

Wohnraum“ berichtet, danken für die zahlreichen Zusendungen und bitten weiter um Ihre Unterschrift,
falls Sie bisher nicht dabei sind.

� Das finden wir dreist
Wenn Vermieter ihre Mieterhö-
hung damit begründen, dass
sich die Forderung aus dem
Mietspiegel ergebe, „auf den der
Vermieter keinen Einfluss hat“.
Richtig ist: Kein Vermieter ist ge-
zwungen, die maximal zulässige
Mieterhöhung zu verlangen, die
sich aus dem neuen Mietspiegel
ergibt. Die Forderung „darf“
selbstverständlich niedriger
sein. Dadurch bleiben die Mieten
auch im nächsten Mietspiegel
niedriger – und sozialer.

� Das geht zu weit
Wenn die Wankendorfer ohne
Beschwerde von Nachbarn diese
dazu auffordert, Störungen
durch eine andere Mietpartei auf
beigefügten Formularen zu do-
kumentieren. Dazu hätte es doch
zumindest erst einmal einer vor-
sichtigen Nachfrage an diese be-
durft, ob im Haus überhaupt auf-
fällige Störungen beobachtet
werden.

�Wussten Sie schon?
Es gab erstmals bereits 1916
Miethöchstpreisverordnungen
in Kiel und Wilhelmshaven. Und
1917 und 1918 traten die 1. und
2. Mietschutzverordnung in
Deutschland in Kraft, die auch ei-
ne Herabsetzung auf eine ange-
messene Höhe vorsahen.

� Aufgrund aktueller 
Fälle von der Vonovia
Bei Modernisierungsankündi-
gungen und niedrigem Haus-
haltseinkommen im Zweifel ei-
nen Widerspruch mit der Be-
gründung eines „Härtefalls“ prü-
fen und gegebenenfalls rechtzei-
tig einlegen, wenn die angekün-
digte Mieterhöhung insgesamt
eine Miete von mehr als 30 Pro-
zent Ihres verfügbaren Nettoein-
kommens erreicht und Ihnen
weniger als der Regelsatz für den
Lebensunterhalt verbleibt (Ein-
personenhaushalt circa 400
Euro).

Kurz notiert

sätzlich nur dann in Anspruch ge-
nommen werden, wenn die Mit-
gliedsbeiträge vereinbarungsge-
mäß gezahlt wurden. Es wurde
der Beschluss gefasst, dass Ent-
scheidungen des Vereins/der
Verein künftig durch zwei Vor-
standsmitglieder gekennzeich-
net werden/vertreten wird.            �

Satzungsänderungen beim
Kieler Mieterverein
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